Sich gemeinsam zur Wehr setzen am Freitag, den 22. Juli 2005 um 14.00 Uhr am Karlsplatz / Stachus [München]

Kundgebung gegen Bildungs- und Sozialabbau

Es werden sprechen:

Eine Vertreterin des SchülerInnenbündnis AKB

Orhan Akman, Sekretär des Fachbereichs Handel / Verdi München

Eine Vertreterin des AStA der Universtät München

Helga Nützel, Personalrätin der Ludwig-Maximilian-Universität 

Am Donnerstag, den 21. und Freitag, den 22. Juli werden sich wieder mehrere tausend SchülerInnen und Schülerinnen an einem Schulstreik beteiligen. Sie wehren sich damit gegen die Einführung von Büchergeld, die faktische Abschaffung der in der bayerischen Verfassung garantierten Lernmittelfrei-heit und die allgemeine Verschlechterung des Lernklimas in den Schulen durch die Kürzungen der bayerischen Staatsregierung im Bildungsbe-reich.

Spätestens ab dem Wintersemester 2007/08 sollen alle Studierenden Studiengebühren von bis zu 500.- € pro Semester zahlen. In mehreren Groß-demonstrationen, Blockaden, Vorlesungsboykotten und Besetzungen protestierten bundesweit zehn-tausende StudentInnen dagegen.

Der gesamte Bildungsbereich soll einer Markt- und Profitlogik unterworfen werden. Wer zahlen kann, bekommt eine gute Ausbildung und hat auf dem Arbeitsmarkt noch Chancen. Wessen Eltern nicht so viel Geld haben, der oder die hat Pech gehabt.

Wir dagegen fordern eine kostenlose Bildung auf hohem Niveau für alle, unabhängig vom Geldbeutel der Eltern!

Auch die Beschäftigten aus den Ländern und dem Handel sind massiven Angriffen ausgsetzt. Immer noch weigern sich die Länder den Tarifvertrag, den ver.di mit den Arbeitgebern des Bundes und den kommunalen Arbeitgebervertretern für den öffent-lichen Dienst ausgehandelt hat, zu übernehmen. Bayern fordert für die Beschäftigten des Landes die Einführung der 42 Stundenwoche. Mit Warnstreiks, bei denen sich bundesweit inzwischen Tausende von KollegInnen beteiligten, versucht ver.di Bewegung in die festgefahrenen Verhandlungen zu bringen. Eine Verlängerung der Arbeitszeit würde mehrere tausend Arbeitsplätze vernichten!

Wir dagegen fordern eine allgemeine Ver-kürzung der Wochenarbeitszeit bei vollem Lohn- und Personalausgleich, um die Massen-arbeitslosigkeit zu bekämpfen!

Die Beschäftigten des Einzelhandels befinden sich zur Zeit ebenfalls in schweren Tarifauseinander-setzungen. Der ver.di-Fachbereich Handel versucht auch dort mit Warnstreiks die Arbeitgeber dazu zu zwingen, ein akzeptables Angebot vorzulegen.

Wir unterstützen die Forderung von Verdi nach einem Mindestlohn von 1.500.- € brutto, um dem freien Fall der Löhne im immer größer werdenden Niedriglohnbereich zu stoppen! 

Es kann nicht sein, daß KollegInnen vollzeit schuften und arm nach Hause gehen!

(Mehr Infos zur Debatte um Mindestlohn und gewerkschaftliche Arbeit unter www.labournet.de)

Mit massiven Warnstreiks haben die KollegInnen von Druck + Papier die 35 Stundenwoche verteidigt!

Während Konzerne und Banken hohe Gewinne einfahren, die Renditen der Aktionäre steigen, die Politiker der etablierten Parteien Spitzensteuer-sätze und die Besteuerung von Kapital und Vermögen senken, verweisen sie auf die leeren Haushaltskassen und behaupten, dass unsere Forderungen nicht finanzierbar seien.

Unsere Forderungen sind sehr wohl finanzier-bar, z.B. wenn das Kapital und Vermögen wieder höher besteuert werden!

Spätestens jetzt kommt das neoliberale Argument, damit würde man die Unternehmen ins billigere Ausland vertreiben.

Genau aus diesem Grunde brauchen wir  international handlungsfähige Gewerkschaften, die engstens mit anderen sozialen Bewegungen (SchülerInnen, Studierende, Erwerbslose usw…) zusammenarbeiten und mindestens auf EU-Ebene soziale Mindeststandards und Kapitalbesteuerungssätze fordern!

Egal ob Büchergeld oder Studiengebühren, ob Arbeitzeitverlängerung oder Bruttolöhne unter 1.300.- € im Einzelhandel, all dies ist Ausdruck ein und derselben neoliberalen Kahlschlagspolitik von der großen Koalition des Bildungs- und Sozialabbaus und der Angriffe der Unternehmer auf unsere erkämpften sozialen Errungenschaften.

Egal welche Parteien die nächste Bundesregierung stellen, Bildungs- und Sozialabbau wird solange weitergehen, bis wir sie gemeinsam durch außerparlamentarischen Druck von unten stoppen.

Deswegen:

Liebe Kolleginnen und Kollegen aus dem Einzelhandel,

liebe Kolleginnen und Kollegen des Freistaates Bayern,

liebe Studentinnen und Studenten, liebe Schülerinnen und Schüler,

kommt alle zur Kundgebung gegen Bildungs- und Sozialabbau am Freitag, den 22. Juli um 14.00 Uhr Karlsplatz / Stachus!

Mit vereinzelten und zersplitterten Kämpfen werden wir nichts erreichen!

Nur gemeinsam, entschlossen und solidarisch werden wir unsere sozialen Rechte verteidigen und ausbauen können!

UnterstützerInnen:
Münchner Gewerkschaftslinke # AStA der Uni München # AK Gewerkschaften des AStA # ver.di und GEW Hochschulgruppe München #  ver.di Jugend-München

Eine Initiative des AKB (Aktionsbündnis für kostenlose Bildung)

Tel: 0163 / 610 41 42

info@kostenlose-bildung.de

V.i.S.d.P.: Isabella Schulz, Abelestr. 23 81327 München E.i.S.
